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Haushaltssatzung des Kreises Coesfeld für das 
 

Haushaltsjahr 2004 
 
 
Aufgrund des § 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.04.2002 (GV. NRW. S. 160) in Verbindung mit § 77 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.04.2003 (GV. NRW. S. 254), hat der Kreistag des Kreises 
Coesfeld mit Beschluss vom 18.02.2004 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 
 

§ 1 
 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2004, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises 
voraussichtlich eingehenden Einnahmen, zu leistenden Ausgaben und notwendigen Verpflichtungs-
ermächtigungen enthält, wird 
 
im Verwaltungshaushalt 

in der Einnahme auf   150.530.029 € 
in der Ausgabe auf  150.530.029 € 

 
im Vermögenshaushalt 

in der Einnahme auf    11.821.412 € 
in der Ausgabe auf  11.821.412 € 

 
festgesetzt. 

 
 
 

§ 2 
 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Haushaltsjahr 2004 zur Finanzierung von Aus-
gaben im Vermögenshaushalt (für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen) erforderlich 
ist, wird auf 
 1.982.497 € 
festgesetzt. 
 
 
 

§ 3 
 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsausgaben 
und Ausgaben für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 
   950.000 € 
festgesetzt. 
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§ 4 
 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2004 zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
gaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 12.500.000 € 
festgesetzt. 
 
 
 

§ 5 
 
 
1) Der allgemeine Hebesatz der Kreisumlage für alle kreisangehörigen Städte und Gemeinden im 

Kreis Coesfeld wird auf 34,50 v.H. der für das Haushaltsjahr 2004 geltenden Umlagegrundlagen 
festgesetzt. 

 
2) Zur Deckung der durch die Aufgaben des kreiseigenen Jugendamtes verursachten Kosten wird  

von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden im Kreis Coesfeld ohne eigenes Jugendamt 
eine einheitliche Mehrbelastung in Höhe von 17,73 v.H. der für das Haushaltsjahr 2004 geltenden 
Umlagegrundlagen erhoben. 

 
3) Die Kreisumlage (einschließlich Mehrbelastung) ist in monatlichen Teilbeträgen von 1/12 des Jah-

resbetrages jeweils zum 17. eines Monats fällig. Erfolgt die Wertstellung der Zahlung nicht am Fäl-
ligkeitstag, werden Verzugszinsen in Höhe von 2 % über dem jeweiligen Basiszinssatz der Europä-
ischen Zentralbank für die ausstehenden Beträge erhoben. 

 
 

§ 6 
 
1) Die im Stellenplan mit "künftig umzuwandeln" (ku) versehenen Stellen dürfen bei Freiwerden nur 

noch nach der nächst niedrigeren Gruppe wieder besetzt werden; abweichende Festlegungen im 
Stellenplan bleiben unberührt. 

 
2) Die im Stellenplan mit "künftig wegfallend" (kw) versehenen Stellen dürfen bei Freiwerden nicht 

wieder besetzt werden; abweichende Festlegungen im Stellenplan bleiben unberührt. 
 
3) Auf Planstellen/Stellen ohne Aufwand (Leerstellen) können Beschäftigte geführt werden, wenn  

und sobald sie langfristig vom Dienst freigestellt sind und keine Bezüge mehr erhalten. Sobald die 
Freistellung beendet ist, sind die Beschäftigten auf freien oder freigewordenen Planstellen/Stellen 
(mit Aufwand) zu führen. Für den Fall, dass bei Beendigung der Freistellung keine entsprechende 
Planstelle/Stelle zur Verfügung steht, wird der Landrat hiermit ermächtigt, Beschäftigte vor-
übergehend auf Leerstellen weiter zu führen, und zwar solange, bis eine entsprechende Plan-
stelle/Stelle zur Verfügung steht. Die hiernach in Anspruch genommene Leerstelle gilt für die Dau-
er der vorübergehenden Besetzung als eingerichtete Planstelle/Stelle mit Bezügeaufwand; die Be-
wertung entspricht der von dem Beschäftigten erreichten Gruppe. 

 
Bei der Freistellung im Rahmen der Altersteilzeit und bei Personalgestellung bzw. langfristiger Ab-
ordnung gegen Erstattung des vollen Aufwandes kann entsprechend verfahren werden.  
 

4) Soweit im Laufe eines Haushaltsjahres frei werdende und besetzbare Stellen sowohl von Beamten 
als auch von Angestellten verwaltet werden können, dürfen Planstellen für Beamte mit vergleichba-
ren Angestellten und Stellen für Angestellte mit vergleichbaren Beamten besetzt werden. Die Plan-
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stelle oder Stelle soll grundsätzlich spätestens in dem nach dauerhafter Aufgabenübertragung fol-
genden Haushaltsjahr umgewandelt werden. 

 
  
 

Die entsprechende Planstelle bzw. Stelle gilt für das laufende Haushaltsjahr als in eine Stelle der 
vergleichbaren Beschäftigungsgruppe (§ 11 BAT) umgewandelt, soweit dies notwendig und nach 
der Stellenobergrenzenverordnung zulässig ist. 

 
5) Planstellen für Beamte können für eine Besetzung mit entsprechenden Beamten vorbehalten wer-

den. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Zahl der gemäß Stellenobergrenzenverordnung zuläs-
sigen Stellen (Obergrenze) in einer oder mehrerer Besoldungsgruppen der betroffenen Laufbahn 
(mittlerer / gehobener / höherer Dienst) bereits überschritten ist oder durch die Umwandlung dieser 
Planstelle in eine Angestellten-Stelle überschritten würde. 

 
 

§ 7  
 

Die Leitlinien der Budgetierung sind mit ihren haushaltsrechtlichen Auswirkungen Bestandteil die-
ser Haushaltssatzung. 
 
 

 


